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Vorwort	

V	

Vorwort 

Die	Straferwartung	der	Steuerhinterziehung	hat	sich	unter	der	Rechtsprechung	der	
letzten	 Jahre	 deutlich	 verschärft.	 Gleichzeitig	 versuchen	 Regierungen,	 zuletzt	 mit	
dem	Projekt	 „Base	Erosion	&	Profit	 Shifting“,	medienwirksam	gegen	einen	schädli‐
chen	 Steuerwettbewerb	der	 Staaten	 und	 aggressive	 Steuerplanungen	 international	
tätiger	Konzerne	vorzugehen.			Vorwort	

Auch	innerhalb	der	Finanzbehörde	hat	sich	das	Bewusstsein	geändert.	Zulässige	–	
aber	unliebsame	–	Steuergestaltungen	werden	 in	einem	Atemzug	mit	einer	Steuer‐
hinterziehung	genannt.	Steuerstreitigkeiten	werden	nicht	mehr	mit	der	Veranlagung	
geklärt,	 sondern	unbesehen	an	die	 Steuerfahndung	übergeben.	Reine	Arbeitsfehler	
im	Unternehmen	werden	kriminalisiert.	

In	diesem	Umfeld	muss	ein	Unternehmen	sorgfältig	die	komplexen	steuerlichen	
Verpflichtungen	 beachten.	Werden	 diese	 nicht	 oder	 fehlerhaft	 erfüllt,	 drohen	 dem	
Unternehmen	 Steuernachzahlungen,	 den	Mitgliedern	 der	Geschäftsleitung	 und	 den	
Mitarbeitern	der	Steuerabteilung	steuerstrafrechtliche	Konsequenzen.	

Tax	Compliance	gibt	dem	Unternehmen	ein	System	an	die	Hand,	die	steuerlichen	
Gesetze	und	Richtlinien	einzuhalten	und	zu	erfüllen.	Steuerliches	Fehlverhalten	soll	
erkannt	und	effektiv	beseitigt	werden.		

Das	 Praxisbuch	 versteht	 sich	 als	 Hilfestellung	 zur	 Implementierung	 eines	 Tax	
Compliance‐Management‐Systems.	 Es	 zeigt	 die	 kritischen	 Bereiche	 im	 Steuerrecht	
auf	und	gibt	Lösungsvorschläge	zur	Korrektur	bei	steuerlich	nicht	korrektem	Verhal‐
ten.		

Die	 Autoren	 sind	 als	 Fachanwälte	 für	 Steuerrecht	 und	 Strafrecht	 langjährig	 auf	
den	Fachgebieten	Steuerrecht	und	Steuerstrafrecht	tätig	und	referieren	regelmäßig	
auf	Fachveranstaltungen.	Das	vorliegende	Buch	ist	aus	dieser	praktischen	Tätigkeit	
an	der	Schnittstelle	zwischen	Steuerrecht	und	Steuerstrafrecht	entstanden	und	soll	
Verantwortlichen	 im	 Unternehmen	 helfen,	 mit	 einer	 steuerlich	 korrekten	 Hand‐
lungsweise	den	Vorwurf	einer	Steuerhinterziehung	zu	vermeiden.	

	
Frankfurt/Mainz,	im	Mai	2018	 Jürgen	R.	Müller	
	 Christian	Fischer	
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A.  Begriff der Tax Compliance und des Tax 
Compliance-Management-Systems 

I.  Compliance  

1. Aufgabe der Unternehmensleitung 

Aufgabe	der	Unternehmensleitung	ist	es	u.	a.,	dass	die	vom	Unternehmen	verantwor‐
teten	Aktivitäten	mit	den	jeweils	anwendbaren	Gesetzen	im	Einklang	stehen.1	Unter	
Compliance	 versteht	 man	 die	 Organisation	 und	 Überwachung	 der	 Einhaltung	 von	
straf‐	 und	 bußgeldbewehrten	 Grundsätzen,	 aber	 auch	 das	 Aufstellen	 von	 innerbe‐
trieblichen	Ausführungsregelungen	im	Unternehmen.		

Die	 Thematik	 Compliance	 hat	 ihren	 Ursprung	 in	 der	 Abwehr	 der	 Korruption.2	
Aufgabe	 der	 Unternehmensleitung	 ist	 in	 diesem	 Zusammenhang	 sowohl	 Bestech‐
lichkeit	als	auch	Bestechung	 im	geschäftlichen	Verkehr	zu	unterbinden,	d.	h.	darauf	
zu	 achten,	 dass	 keine	 Bestechungsgelder	 gezahlt	 oder	 angenommen	 oder	 wettbe‐
werbswidrige	Absprachen	getroffen	werden.	

Die	Aufgabe	 der	Unternehmensleitung	 beschränkt	 sich	 jedoch	 nicht	 nur	 auf	 die	
Einhaltung	 der	 straf‐	 und	 bußgeldbewehrten	 Vorschriften,	 die	 im	 Zusammenhang	
mit	der	Korruption	stehen.	Sie	erstreckt	sich	auf	die	Einhaltung	von	Bestimmungen	
zum	Schutz	der	Umwelt,	des	Außenwirtschaftsrechts,	des	Kartellrechts,	des	Daten‐
schutzes	 und	 des	 Arbeitsrechts.	 Die	 branchenspezifischen	 Pflichten	 sind	 unüber‐
schaubar.3	 Compliance	 erstreckt	 sich	 auf	 die	 Banken‐	 und	 Wertpapierdienstleis‐
tungsbranche,	 die	 Versicherungswirtschaft,	 die	 pharmazeutische	 Industrie,	 die	
chemische	 Industrie,	 die	 Kreislauf‐	 und	 Abfallwirtschaft,	 die	 Bauwirtschaft,	 das	
Transportgewerbe,	 die	 Lebensmittelwirtschaft,	 das	 E‐Business	 und	 die	 öffentliche	
Verwaltung.	 Die	 Verantwortung	 der	 Unternehmensleitung	 aller	 Branchen	 umfasst	
die	Vermeidung	steuerstraf‐	und	steuerordnungsrechtlicher	Verstöße.	Dies	 ist	Auf‐
gabe	der	Tax	Compliance.	

2. Begriff Compliance 

Ausgehend	 von	 dem	 Verständnis	 der	 Aufgabe	 der	 Unternehmensleitung	 bestimmt	
sich	der	Begriff	der	Compliance.	

Der	Begriff	„Compliance“	stammt	ebenso	wie	der	Begriff	„Corporate	Governance“	
aus	der	angloamerikanischen	Rechtssprache.4	In	der	Übersetzung	finden	sich	Begrif‐
fe	wie	 Zustimmung,	 Übereinstimmung,	 Einwilligung	 und	 Ordnungsmäßigkeit.	 Eine	
direkte	 Übersetzung	 gibt	 es	 nicht.	 Die	 Übersetzung	 lässt	 die	 Bedeutung	 für	 die	
Rechtswissenschaft	nicht	erkennen.	Daraus	erklärt	sich,	warum	der	Begriff	Compli‐
ance	 im	 deutschen	 allgemeinen	 Sprachgebrauch	 mit	 dem	 englischen	 Begriff	 ver‐
wandt	wird.5	

________________	
1	 Moosmayer,	Compliance,	Rz.	1.	
2 Streck	in	Streck/Mack/Schwedhelm,	Tax	Compliance,	Rz.	1.5.	
3	 Hauschka/Moosmayer/Lösler,	Corporate	Compliance,	§	1	Rz.	15	ff.	
4 Poppe	in	Inderst/Bannenberg/Poppe,	Compliance,	1.	Kap.	Rz.	1.	
5 Streck	in	Tax	Compliance,	Rz.	1.1;	Poppe	in	Inderst/Bannenberg/Poppe,	Compliance,	1.	Kap.	Rz.	1.	
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Eine	Art	Legaldefinition	findet	sich	seit	2007	im	Deutschen	Corporate	Governance	
Kodex.	 In	 4.1.3	 heißt	 es:	 „Der Vorstand hat für die Einhaltung der gesetzlichen Be-
stimmungen und der unternehmensinternen Richtlinien zu sorgen und wirkt auf deren 
Beachtung durch die Konzernunternehmen hin (Compliance).“	

Unter	Compliance	versteht	man	die	Einhaltung	von	gesetzlichen	Bestimmungen,	
regulatorischen	Standards	und	die	Erfüllung	weiterer	wesentlicher	Anforderungen.6	
Mit	Moosmayer7	versteht	man	unter	dem	Begriff	Compliance	die	originäre	Aufgabe	
der	Unternehmensleitung,	die	von	 ihr	verantworteten	unternehmerischen	Aktivitä‐
ten	in	einer	Art	und	Weise	zu	organisieren	und	zu	überwachen,	dass	sie	mit	den	je‐
weils	 anwendbaren	 Strafgesetzen	 und	 Bußgeldvorschriften	 in	 Einklang	 stehen.	
Moosmayer	 versteht	 Compliance	 nicht	 nur	 als	 die	 Einhaltung	dieser	Normen,	 son‐
dern	auch	der	innerbetrieblichen	Ausführungsregelungen8,	soweit	Unternehmen	ar‐
beitsrechtlich	 verpflichtende	 innerbetriebliche	 Ausführungsregelungen	 getroffen	
haben.		

Ziel	von	Compliance	ist	die	Vermeidung	einer	Haftung	des	Unternehmens	und	der	
Unternehmensverantwortlichen	durch	das	Befolgen	der	für	das	Unternehmen	maß‐
geblichen	Regel	und	Gesetze	aller	Art.9	Dabei	versteht	sich	Compliance	einerseits	zur	
Vermeidung	 zivilrechtlicher	 Schadens‐	 und	 Haftungsansprüche,	 andererseits	 zur	
Vermeidung	strafrechtlicher	Sanktionen.		

Bestandteil	von	Compliance	ist	die	Implementierung	von	Prüfungs‐,	Kontroll‐	und	
Freigabemechanismen.10	Nach	dem	Vorgenannten	versteht	Streck11	Compliance	ei‐
nerseits	 als	 eine	Gesetzestreue,	 andererseits	 aber	 als	 eine	 im	Unternehmen	strate‐
gisch	 gewollte	 und	 durchgeführte	 Gesetzesbefolgung	mit	 einem	 Sicherungssystem,	
welches	vor	Gesetzesverstößen	und	ihren	Folgen	schützen	soll.		

Compliance	 fordert	 die	 Unternehmensleitung	 zu	 Organisationsaufgaben	 heraus,	
die	umso	komplexer	sind,	je	internationaler	das	Unternehmen	aufgestellt	ist.	Die	Or‐
ganisationsaufgabe	wird	 regelmäßig	 von	der	Unternehmensleitung	 auf	 eine	 eigene	
Abteilung	delegiert.	Soweit	die	Organisationsaufgabe	auf	eine	Compliance‐Abteilung	
delegiert	wurde,	entbindet	dies	nicht	von	der	Aufsichtspflicht,	da	die	Verantwortung	
auf	die	Compliance‐Abteilung	nicht	delegiert	werden	kann.	

II.  Begriff Tax Compliance  

Tax	Compliance	ist	auf	Grund	der	Komplexität	und	der	Kompliziertheit	des	Steuer‐
rechts	 integraler	 Bestandteil	 der	 Corporate	 Compliance	 und	 ein	 Unterbegriff	 zur	
Compliance.12		

________________	
 6	 Hauschka/Moosmayer/Lösler,	 Corporate	 Compliance,	 §	1	 Rz.	2;	 Poppe	 in	 Inderst/Bannenberg/Poppe,	

Compliance,	1.	Kap.	Rz.	2.	
 7	 Compliance,	Rz.	1.	
 8	 Compliance	Rz.	1;	vgl.	auch	IDW	Praxishinweis	1/2016,	Tz.	5.	
 9	 Theisen,	S.	87;	Poppe	in	Inderst/Bannenberg/Poppe,	Compliance,	1.	Kap.	Rz.	3.	
10	 Vgl.	 das	 im	 BMF‐Schreiben	 v.	 14.11.2014	 geforderte	 Interne	 Kontrollsystem	 zur	 Einhaltung	 der	 Ord‐

nungsvorschriften	des	§	146	AO.		
11	 In	Tax	Compliance	Rz.	1.1.	
12 Besch/Starck	 in	 Hauschka/Moosmayer/Lösler,	 Corporate	 Compliance,	 §	33,	 Rz.	3;	 Streck/Binnewies,	

DStR	2009,	229.	
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Tax	Compliance	zielt	auf	die	Erfüllung	steuerlicher	Pflichten	und	Regeln	ab,	wel‐
che	 sich	 aus	 Gesetzen	 und	 Verordnungen	 ergeben,	 die	 sich	 an	 das	 Unternehmen	
wenden.13	Daneben	versteht	der	Begriff	Tax	Compliance	auch	die	Einhaltung	unter‐
nehmensinterner	Richtlinien.14		

Tax	Compliance	umfasst	die	Pflichterfüllung	mit	Blick	auf	Steuern.	Dies	sind	nach	
§	3	Abs.	3	AO	auch	die	Einfuhr‐	und	Ausfuhrabgaben,	sog.	Zölle.15		

Tax	 Compliance	 fordert	 die	 Erfüllung	 steuerlicher	 Dokumentations‐,	 Aufzeich‐
nungs‐	 und	 Erklärungspflichten.	 Im	Vordergrund	 steht	 die	 Erfüllung	 der	 Steuerer‐
klärungspflicht	 (§	149	 AO	 i.	V.	m.	 den	 jeweiligen	 Einzelgesetzen).	 Erfasst	 werden	
auch	alle	sonstigen	aus	steuerlichen	Regelungen	resultierenden	Verpflichtungen.	 In	
der	Abgabenordnung	sind	dies	beispielsweise	Auskunftspflichten	 (§	93	AO),	Anzei‐
gepflichten	(§§	137	ff.	AO),	Buchführungs‐	und	Aufzeichnungspflichten	(§	140	ff.	AO)	
und	Mitwirkungspflichten	(§§	200,	208,	211	AO).		

Der	Begriff	der	Tax	Compliance	geht	davon	aus,	dass	auf	der	einen	Seite	die	rein	
formalen	Vorgaben	beachtet	werden,	 also	die	Pflichterfüllung	 vor	 allem	 form‐	und	
fristgerecht	erfolgt,	auf	der	anderen	Seite	die	Verpflichtungen	materiell	richtig	erfüllt	
werden.16	Tax	Compliance	kann	auf	Grund	der	Komplexität	der	Steuergesetze	neben	
der	 Einbindung	 einer	 Unternehmenssteuerabteilung	 die	 Beauftragung	 eines	 Tax	
Compliance‐Beauftragten	erfordern.		

Bestandteil	 der	 Tax	 Compliance	 kann	 auch	 die	 gesetzeskonforme	 Optimierung	
der	 Steuerbelastung	 sein,17	 weshalb	 die	 zulässige	 Ausnutzung	 gesetzgeberischer	
Spielräume	 sowie	 die	 interessenorientierte	 Auslegung	 der	 Steuerrechtsnormen	 im	
Rahmen	 der	 juristischen	 Möglichkeiten	 nicht	 einer	 Tax	 Compliance	 widerspre‐
chen.18	 Ein	 Tax	 Compliance‐Management‐System	 kann	 mit	 seiner	 gestalterischen	
Komponente	im	Ergebnis	auch	zu	einer	Vermeidung	von	Steuern	führen.19			

III.  Begriff Tax Compliance-Management-System  
(Tax CMS)  

Tax	Compliance	bezeichnet	sowohl	die	Einhaltung	steuerlicher	Gesetze	und	Verord‐
nungen	 als	 auch	 unternehmensinterner	 Richtlinien.	 Tax	 Compliance‐Management‐
System	(Tax	CMS)	bezeichnet	„die	auf	der	Grundlage	der	von	den	gesetzlichen	Ver‐
tretern	 des	 Unternehmens	 festgelegten	 Ziele,	 eingeführten	 Grundsätze	 und	 Maß‐
nahmen	eines	Unternehmens,	die	auf	die	Sicherstellung	eines	regelkonformen	Ver‐
haltens	der	gesetzlichen	Vertreter	und	der	Mitarbeiter	des	Unternehmens	sowie	ggf.	
von	 Dritten	 abzielen“.20	 Ein	 Tax	 CMS	 ist	 i.	d.	R.	 ein	 abgegrenzter	 Teilbereich	 eines	
CMS.	Es	ist	ein	Mittel,	um	das	Ziel	der	steuerlichen	Compliance	umzusetzen. 

________________	
13	 Streck/Binnewies,	DStR	2009,	229.	
14 Besch/Starck	 in	 Hauschka/Moosmayer/Lösler,	 Corporate	 Compliance,	 §	33,	 Rz.	6;	 Vgl.	 IDW	Praxishin‐

weis	1/2016,	Tz.	5.	
15	 Streck/Binnewies,	DStR	2009,	229;	Geuenich/Kiesel,	BB	2012,	155.	
16	 Kromer/Pumpler/Henschel,	BB	2013,	791.	
17 Besch/Starck	in	Hauschka/Moosmayer/Lösler,	Corporate	Compliance,	§	33,	Rz.	7.	
18 Besch/Starck	in	Hauschka/Moosmayer/Lösler,	Corporate	Compliance,	§	33,	Rz.	4.	
19 Besch/Starck	in	Hauschka/Moosmayer/Lösler,	Corporate	Compliance,	§	33,	Rz.	7,	14.	
20	 IDW	Praxishinweis	1/2016,	Tz.	6.	
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Ein	Tax	CMS	umfasst	gestalterische,	abwehrende	und	organisatorische	Elemente.	
Die	gestalterische	Komponente	besteht	 in	der	gesetzeskonformen	Vermeidung	von	
Steuern	und	der	Steueroptimierung.	Das	abwehrende	Element	 liegt	 in	der	 Identifi‐
zierung	 von	 steuerlichen	 und	 steuerstrafrechtlichen	 Risiken	 für	 das	 Unternehmen	
und	seiner	Organe	und	beschreibt	deren	Vermeidung.	Die	organisatorische	Kompo‐
nente	besteht	in	der	Implementierung	einer	Organisation,	die	die	Erfüllung	steuerli‐
cher	 Gesetze	 und	 Verordnungen,	 die	 Möglichkeiten	 der	 Steuergestaltung	 und	 die	
Vermeidung	der	Risiken	für	das	Unternehmen	und	deren	Organe	berücksichtigt.		

IV.  Bedeutung eines Tax Compliance-Management-
Systems 

Die	Bedeutung	der	Implementierung	eines	Tax	CMS	ergibt	sich	für	 jedes	Unterneh‐
men	aus	den	Folgen	bei	Nichterfüllung	bzw.	Fehlern	in	diesem	Bereich.		

Finanzielle	Risiken	bei	einem	Verstoß	gegen	steuerliche	Pflichten	sind	neben	der	
Steuernachzahlung	 die	 Festsetzung	 steuerlicher	 Nebenleistungen	 i.	S.	d.	 §	3	 Abs.	4	
AO.	Dies	sind	Verzögerungsgelder	(§	146	Abs.	2b	AO),	Verspätungszuschläge	(§	152	
AO),	Zuschläge	nach	§	162	Abs.	4	AO,	Zinsen	nach	den	§§	233	bis	237	AO,	Säumnis‐
zuschläge	 (§	240	AO),	Zwangsgelder	 (§	329	AO),	Kosten	nach	den	§§	89,	178,	178a	
und	337	bis	345	AO,	Zinsen	auf	Einfuhr‐	und	Ausfuhrabgaben	(Art.	5	Nr.	20	und	21	
Unionszollkodex)	und	Verspätungsgelder	nach	§	22a	Abs.	5	EStG.	Für	den	Fall,	dass	
die	 Finanzbehörde	 die	 Besteuerungsgrundlagen	 nicht	 ermitteln	 oder	 berechnen	
kann,	 ist	 sie	berechtigt,	 eine	 Schätzung	der	Besteuerungsgrundlagen	vorzunehmen	
(§	162	AO).		

Tax	Compliance	dient	auch	der	Minimierung	von	Haftungsrisiken.	Die	Haftung	für	
Steuern	 Dritter	 sind	 u.	a.	 in	 den	 §§	69	 bis	 76	 AO	 normiert.	 Die	 Abgabenordnung	
kennt	 u.	a.	 als	 materiell‐rechtliche	 Haftungsvorschriften	 die	 Haftung	 der	 Vertreter	
und	 gleichgestellter	 Personen,	 die	 unter	 §§	34,	 35	AO	 fallen,	 bei	 grob	 schuldhafter	
Pflichtverletzung	 (§	69	 AO),	 die	 Haftung	 des	 vertretenen	 Nichtsteuerschuldners	
(§	70	AO),	die	Haftung	des	Steuerhinterziehers	und	Steuerhehlers	(§	71	AO),	die	Haf‐
tung	 bei	 Verletzung	 der	 Pflicht	 zur	 Kontenwahrheit	 nach	 §	154	 Abs.	1,	 3	 AO	 (§	72	
AO),	die	Haftung	der	Organgesellschaft	bei	Organschaftsverhältnissen	für	KSt,	GewSt,	
USt	(§	73	AO),	die	Haftung	des	Eigentümers	von	Gegenständen	bei	wesentlicher	Be‐
teiligung	am	nutzenden	Unternehmen	(§	74	AO),	die	Haftung	des	Übernehmers	eines	
Unternehmens	oder	eines	gesondert	geführten	Betriebes	 im	Ganzen	(§	75	AO)	und	
die	 Sachhaftung	verbrauchsteuer‐	 oder	 zollpflichtiger	Waren	 (§	76	AO).	Neben	der	
Abgabenordnung	enthalten	die	Einzelsteuergesetze	sowie	die	Vorschriften	über	Zöl‐
le	und	EU‐Abgaben	eine	Vielzahl	von	Haftungstatbeständen,	die	in	ihrer	praktischen	
Bedeutung	die	Haftungstatbestände	der	Abgabenordnung	übertreffen	können.21	

Die	 Strafbarkeit	 der	 einzelnen	 Mitglieder	 der	 Unternehmensleitung	 ergibt	 sich	
vorwiegend	 aus	 den	 §§	369,	 370	ff.	 AO.	 §	370	 Abs.	1	 AO	 normiert	 die	 Strafbarkeit	
wegen	Steuerhinterziehung	für	den	Fall,	dass	den	Finanzbehörden	oder	anderen	Be‐
hörden	über	 steuerlich	 erhebliche	Tatsachen	unrichtige	oder	unvollständige	Anga‐
ben	gemacht	werden	oder	die	Finanzbehörden	pflichtwidrig	über	steuerlich	erhebli‐
che	 Tatsachen	 in	 Unkenntnis	 gelassen	werden	 oder	 pflichtwidrig	 die	 Verwendung	
________________	
21	 Jürgen	R.	Müller,	SteuerStud	2004,	538	ff.	
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von	 Steuerzeichen	 oder	 Steuerstemplern	 unterlassen	wird.	 §	372	 AO	 normiert	 die	
Strafbarkeit	wegen	Bannbruchs,	§	373	AO	die	Strafbarkeit	wegen	gewerbsmäßigen,	
gewaltsamen	und	bandenmäßigen	Schmuggels	und	§	374	AO	die	Strafbarkeit	wegen	
Steuerhehlerei.		

Die	§§	377	bis	383b	AO	normieren	eine	Vielzahl	an	Ordnungswidrigkeiten.	Wegen	
der	Bedeutung	der	Dokumentations‐,	Aufzeichnungs‐	und	Erklärungspflichten	wird	
beispielhaft	die	Steuergefährdung	nach	§	379	AO	angeführt.	Ordnungswidrig	handelt	
nach	 §	379	Abs.	1	 AO,	wer	 vorsätzlich	 oder	 leichtfertig	 Belege	 ausstellt,	 die	 in	 tat‐
sächlicher	Hinsicht	unrichtig	 sind,	Belege	gegen	Entgelt	 in	den	Verkehr	bringt	und	
nach	 Gesetz	 buchungs‐	 oder	 aufzeichnungspflichtige	 Geschäftsvorfälle	 oder	 Be‐
triebsvorgänge	nicht	 oder	 in	 tatsächlicher	Hinsicht	 unrichtig	 aufzeichnet	 oder	 auf‐
zeichnen	 lässt,	 verbucht	oder	verbuchen	 lässt.	Ordnungswidrig	handelt	nach	§	379	
Abs.	2	AO,	wer	vorsätzlich	oder	leichtfertig	der	Mitteilungspflicht	nach	§	138	Abs.	2	
S.	1	AO	nicht,	nicht	vollständig	oder	nicht	rechtzeitig	nachkommt,	entgegen	§	144	AO	
eine	Aufzeichnung	nicht,	nicht	richtig	oder	nicht	vollständig	erstellt,	entgegen	138a	
Abs.	6	 AO	 eine	 Übermittlung	 des	 länderbezogenen	 Berichts	 nach	 §	138a	 Abs.	1,	 3		
oder	4	AO	oder	 eine	Mitteilung	nicht,	 nicht	 vollständig	 oder	nicht	 rechtzeitig	nach	
§	138a	Abs.	4	S.	3	AO	macht	oder	die	Pflicht	zur	Kontenwahrheit	nach	§	154	Abs.	1	
AO	verletzt.	

Für	den	Unternehmensinhaber	ist	als	primär	in	Betracht	kommende	Ordnungs‐
widrigkeit	§	130	OWiG	anzuführen.	Danach	handelt	ordnungswidrig,	wenn	der	In‐
haber	 eines	 Betriebes	 oder	 Unternehmens	 vorsätzlich	 oder	 fahrlässig	 Aufsichts‐
maßnahmen	unterlässt,	 die	 erforderlich	 sind,	 um	 in	dem	Betrieb	oder	Unterneh‐
men	 Zuwiderhandlungen	 gegen	Pflichten	 zu	 verhindern,	wenn	 eine	 solche	 Zuwi‐
derhandlung	 begangen	 wird	 und	 diese	 durch	 gehörige	 Aufsicht	 verhindert	 oder	
wesentlich	 erschwert	worden	wäre.	 Zu	 den	 erforderlichen	 Aufsichtsmaßnahmen	
gehören	 auch	 die	 Bestellung,	 sorgfältige	 Auswahl	 und	 Überwachung	 von	 Auf‐
sichtspersonen.	

V.  Abgrenzung zu Tax Risk Management 

Tax	 Compliance	 ist	 streng	 abzugrenzen	 vom	 Tax	 Risk	Management.	 Tax	 Risk	Ma‐
nagement	bezeichnet	die	Begutachtung	und	Bewertung	von	Steuerrisiken.	Das	Un‐
ternehmen	hat	die	Möglichkeit,	Maßnahmen	zu	treffen,	die	das	 identifizierte	Risiko	
minimieren	oder	abwenden;	das	Unternehmen	kann	sich	aber	auch	nach	einer	sorg‐
fältigen	Abwägung	des	Risikos	der	Entdeckung	dafür	entscheiden,	das	Risiko	in	Kauf	
zu	nehmen.	Letzteres	wiederspricht	der	Zielsetzung	von	Tax	Compliance.	Ein	funkti‐
onsfähiges	Tax	Risk	Management	ist	immer	Bestandteil	eines	Tax	CMS,	da	Tax	Com‐
pliance	auf	die	Vermeidung	von	Haftungsrisiken	ausgerichtet	ist.		

VI.  Abgrenzung zur Steueroptimierung 

Die	Steueroptimierung	ist	Ausfluss	des	gestalterischen	Elements	eines	Tax	CMS.	Die	
gesetzeskonforme	Minimierung	 von	 Steuern	 steht	mit	 den	 Zielen	 der	 Tax	 Compli‐
ance,	der	Einhaltung	und	Erfüllung	der	gesetzlichen	Steuerpflichten	zur	Vermeidung	
von	Haftungs‐	und	Strafbarkeitsrisiken,	im	Einklang.	Die	gesetzeskonforme	Optimie‐
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rung	 der	 Steuerbelastung	 ist	 daher	 Bestandteil	 der	 Tax	 Compliance	 und	 des	 Tax	
CMS.22	Ein	 funktionsfähiges	Tax	CMS	deckt	die	steuerlichen	Gestaltungsspielräume	
auf.	Es	erfordert	ein	Verständnis	der	steuerlichen	Regelungen.23	Die	zulässige	Aus‐
nutzung	 gesetzgeberischer	 Spielräume	 sowie	 die	 interessenorientierte	 Auslegung	
der	Steuerrechtsnormen	im	Rahmen	der	juristischen	Möglichkeiten	stehen	lediglich	
den	 Interessen	 des	 Fiskus,	 so	 hohe	 Steuerbeträge	wie	möglich	 zu	 erhalten,	 entge‐
gen.24		

B.  Bedeutung der Tax Compliance für 
Unternehmen 

Das	 Steuerrecht	 ist	 ein	 Themengebiet,	 welches	 sowohl	 für	 nationale	 als	 auch	 für	
multinationale	Unternehmen	von	 großer	Bedeutung	 ist.	 Seit	 Jahrzehnten	 lässt	 sich	
beobachten,	dass	multinationale	Unternehmen	im	Fokus	von	Staaten	stehen,	die	mit	
niedrigen	 Unternehmenssteuersätzen	 einen	 internationalen	 Steuerwettbewerb	 be‐
treiben.25	

I.  Bekämpfung von Gewinnkürzungen und 
Gewinnverlagerungen – BEPS 

Um	 die	 Steuervermeidung	 von	 multinationalen	 Unternehmen	 in	 den	 Griff	 zu	 be‐
kommen,	wurde	 auf	Ebene	der	OECD	bereits	 2013	eine	 Initiative	 zur	Bekämpfung	
von	Gewinnkürzungen	und	Gewinnverlagerungen	(„Base	Erosion	and	Profit	Shifting	
–	 BEPS“)	 zu	 Lasten	 des	 internationalen	 Steueraufkommens	 ins	 Leben	 gerufen.	 Im	
Rahmen	dieser	Initiative	haben	die	Finanzverwaltungen	der	OECD‐Staaten	derartige	
missliebige	 steuerliche	Gestaltungen	aufgedeckt	und	einen	Maßnahmenkatalog	mit	
Empfehlungen	zur	Bekämpfung	unerwünschter	Steuerplanungen,	 insb.	bei	 interna‐
tional	auftretenden	Konzernen,	entwickelt.	

Die	OECD	hat	am	5.10.2015	die	Ergebnisse	des	BEPS‐Projekts	veröffentlicht.	Sie	
wurden	 am	8.10.2015	 von	 den	G20‐Finanzministern	 und	Notenbankgouverneuren	
gebilligt.	 Das	 sog.	 Country‐by‐Country	 Reporting	 (kurz	 CbCR)	 ist	 Bestandteil	 des	
Maßnahmenplans	 und	 dient	 dem	 Ziel	 der	 Schaffung	 von	 mehr	 Transparenz	 im	
Kampf	gegen	 internationale	Steuerplanung.	Die	Bedeutung	der	Tax	Compliance	 für	
multinationale	Unternehmen	zeigt	sich	angesichts	der	Auswirkungen	des	CbCR	und	
der	 drohenden	 Doppelbesteuerungsrisiken,	 welche	 international	 tätige	 Unterneh‐
men	im	Rahmen	der	Tax	Compliance	analysieren	können.	

________________	
22 Besch/Starck	in	Hauschka/Moosmayer/Lösler,	Corporate	Compliance,	§	33,	Rz.	7.	
23 Besch/Starck	in	Hauschka/Moosmayer/Lösler,	Corporate	Compliance,	§	33,	Rz.	15.	
24 Besch/Starck	in	Hauschka/Moosmayer/Lösler,	Corporate	Compliance,	§	33,	Rz.	14.	
25	 Liebert,	Globalisierung,	Steuervermeidung	und	Steuersenkungswettlauf.	
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II.  Common Reporting Standard – CRS 

Die	Bedeutung	der	Tax	Compliance	sowohl	für	nationale	als	auch	für	multinationale	
Unternehmen	zeigt	sich	auch	angesichts	des	Umstandes,	dass	die	OECD	auf	interna‐
tionaler	 Ebene	 für	 eine	 Gleichmäßigkeit	 der	 Besteuerung	 von	Kapitalerträgen	 ein‐
tritt.	Am	29.10.2014	haben	die	Finanzminister	von	51	OECD‐Partnerstaaten	ein	mul‐
tilaterales	Abkommen	über	den	automatischen	 Informationsaustausch	 in	Steuersa‐
chen	unterzeichnet.	Dieses	definiert	den	neuen	globalen	Standard	für	den	automati‐
schen	 Informationsaustausch	 über	 Finanzkonten	 (Common	 Reporting	 Standard	 –	
CRS).	 Auf	 EU‐Ebene	 wurde	 der	 CRS	 im	 Rahmen	 einer	 Revision	 der	 EU‐Amtshilfe‐
richtlinie	umgesetzt.	Die	nationale	Umsetzung	des	Abkommens	erfolgte	in	Deutsch‐
land	 durch	 das	 Gesetz	 zum	 automatischen	 Austausch	 von	 Informationen	 über		
Finanzkonten	 in	 Steuersachen	 (Finanzkonten‐Informationsaustauschgesetz	 –	
FKAustG26).	Das	Gesetz	gilt	auch	für	Rechtsträger,	also	Kapitalgesellschaften,	andere	
juristische	Personen	und	Personengesellschaften.		

III.  Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung – GoB 

Auch	 innerstaatlich	 wurden	 die	 Kontrollmöglichkeiten	 der	 Finanzverwaltung	 ver‐
bessert.	 Mit	 dem	 BMF‐Schreiben	 vom	 14.11.2014	 zu	 den	 „Grundsätzen	 zur	 ord‐
nungsmäßigen	Führung	und	Aufbewahrung	von	Büchern,	Aufzeichnungen	und	Un‐
terlagen	 in	 elektronischer	Form	sowie	 zum	Datenzugriff“27	 (GoBD)	werden	 für	die	
Einhaltung	der	Ordnungsvorschriften	des	 §	146	AO	Zugangs‐	und	Zugriffsberechti‐
gungskontrollen,	auf	Basis	entsprechender	Zugangs‐	und	Zugriffsberechtigungskon‐
zepte	sowie	Verarbeitungskontrollen	gefordert.	Die	Beschreibung	des	Internen	Kon‐
trollsystems	 (IKS)	 ist	 Bestandteil	 der	 Verfahrensdokumentation	 und	 damit	
Bestandteil	eines	Compliance‐Management‐Systems	(CMS).		

IV.  Schärfung der Regelungen zur strafbefreienden 
Selbstanzeige 

Die	 Bedeutung	 der	 Tax	 Compliance	 für	 Unternehmen	 lässt	 sich	 auch	 an	Hand	 der	
verschärften	Regelungen	im	Steuer‐	und	Steuerstrafrecht	aufzeigen.	Der	Gesetzgeber	
hat	 zum	 1.1.2015	 die	 Regelungen	 zur	 strafbefreienden	 Selbstanzeige	 nach	 §§	371,	
398a	 AO	 weiter	 verschärft.	 In	 der	 Folge	 haben	 die	 obersten	 Finanzbehörden	 des	
Bundes	und	der	Länder	den	Anwendungserlass	zur	AO	(AEAO)	um	eine	Regelung	zu	
§	153	AO	 ergänzt.28	 In	 Tz.	2.6	 heißt	 es	 zur	Abgrenzung	 der	Anzeige‐	 und	Berichti‐
gungspflicht	von	einer	Selbstanzeige:	„Hat der Steuerpflichtige ein innerbetriebliches 
Kontrollsystem eingerichtet, das der Erfüllung der steuerlichen Pflichten dient, kann 
dies ggf. ein Indiz darstellen, das gegen das Vorliegen eines Vorsatzes oder der Leicht-
fertigkeit sprechen kann, jedoch befreit dies nicht von einer Prüfung des jeweiligen Ein-
zelfalls.“	Soweit	das	Bundesministerium	der	Finanzen	für	die	Abgrenzung	auf	ein	in‐
________________	
26	 Gesetz	v.	21.12.2015,	BGBl.	2015	I,	2531.	
27	 BMF	v.	14.11.2014	–	IV	A	4	–	S	0316/13/10003,	BStBl.	I	2014,	1450.	
28	 BMF	v.	23.5.2016	–	IV	A	3	–	S	0324/15/10001	IV	A	4	–	S	0324/14/10001,	BStBl.	I	2016,	490.	
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nerbetriebliches	Kontrollsystem	abstellt,	versteht	sich	dies	als	ein	auf	die	Einhaltung	
steuerlicher	 Vorschriften	 gerichteter	 Teilbereich	 eines	 Compliance‐Management‐
Systems.29		

Das	 Thema	 Tax	 Compliance	 gewinnt	 in	 den	 letzten	 Jahren	 eine	 immer	 größere	
Bedeutung,	weshalb	es	für	die	Unternehmen	geboten	ist,	sich	mit	den	in	diesem	Zu‐
sammenhang	 auftretenden	 Fragen	 auseinanderzusetzen,	 will	 man	 der	 Verantwor‐
tung	zur	Vermeidung	steuerstrafrechtlicher	und	steuerordnungsrechtlicher	Verstö‐
ße	gerecht	werden.			

C.  Rechtsgrundlagen der Compliance  

Mit	dem	Begriff	der	Globalisierung	werden	grenzüberschreitende	Unternehmensbe‐
teiligungen	 eng	 verknüpft.	 Diese	 sind	 ein	 Aspekt	 der	 Verflechtung	 der	 deutschen	
Wirtschaft	mit	dem	Ausland.	Deutsche	Unternehmen	sind	wirtschaftlich	 internatio‐
nal	verbunden.	Sie	gründen	Tochtergesellschaften	im	Ausland	oder	exportieren	Wa‐
ren	 weltweit;	 sie	 sind	 damit	 auch	 den	 ausländischen	 Jurisdiktionen	 unterworfen.	
Umgekehrt	gründen	Muttergesellschaften	mit	Sitz	im	Ausland	Tochtergesellschaften	
in	Deutschland;	 auch	hierdurch	 sind	 Jurisdiktionen	unterschiedlicher	Nationen	 ab‐
zustimmen.		

Auf	 Grund	 der	 Globalisierung	 der	 Wirtschaft	 lässt	 sich	 die	 Bestimmung	 der	
Rechtsgrundlagen	 der	 Compliance	 nicht	 auf	 nationale	 Vorschriften	 begrenzen.	 Ne‐
ben	 den	 deutschen	 Gesetzen	 sind	 die	 Vorschriften	 des	 Landes	 zu	 betrachten,	 mit	
welchem	die	wirtschaftliche	Verflechtung	besteht.	Ein	besonderes	Augenmerk	ist	auf	
die	Bestimmungen	der	USA	und	Großbritanniens	zu	richten,	da	diese	als	Mutterlän‐
der	der	Compliance	verstanden	werden.		

I.  Rechtsgrundlagen in Deutschland 

1. Gesetzliche Bestimmungen 

Das	deutsche	Recht	kennt	keine	eindeutigen	Gesetzesnormen,	die	die	Leitung	eines	
Unternehmens	 allgemein	 zum	 Aufsetzen	 eines	 Compliance‐Programms	 und	 zum	
Aufstellen	 einer	 Compliance‐Organisation	 verpflichten.	 Eine	 Vielzahl	 von	 Normen	
verpflichtet	 die	Geschäftsleitung	 von	Unternehmen,	 darauf	 zu	 achten,	 dass	Rechts‐
vorschriften	eingehalten	und	Schäden	abgewendet	werden.	Aus	diesen	Vorschriften	
lässt	sich	die	Notwendigkeit	der	Einrichtung	eines	Compliance‐Systems	ableiten.			

§	76	Abs.	1	AktG	sieht	vor,	dass	der	Vorstand	einer	Aktiengesellschaft	die	Gesell‐
schaft	unter	eigener	Verantwortung	zu	 leiten	hat.	Nach	§	93	Abs.	1	S.	1	AktG	haben	
die	Vorstandsmitglieder	bei	 ihrer	Geschäftsführung	die	 Sorgfalt	 eines	 ordentlichen	
und	gewissenhaften	Geschäftsleiters	anzuwenden.30	§	91	Abs.	2	AktG	bestimmt,	dass	
der	Vorstand	geeignete	Maßnahmen	 zu	 treffen	hat,	 insb.	 ein	Überwachungssystem	
zur	 frühzeitigen	 Erkennung	 von	 Entwicklungen,	 die	 den	 Fortbestand	 der	 Gesell‐

________________	
29	 Vgl.	IDW	Praxishinweis	1/2016,	Tz.	3.	
30	 Moosmayer,	Compliance,	Rz.	10.	

32	

33	

34	

35	

36	



Rechtsgrundlagen	der	Compliance 

11	

schaft	 gefährden,	 einzurichten	hat.31	Diese	Verpflichtung	wurde	1998	mit	dem	Ge‐
setz	 zur	 Kontrolle	 und	 Transparenz	 im	 Unternehmensbereich	 (KonTraG)32	 einge‐
führt.	 Bei	 einem	 börsennotierten	 Unternehmen	 ist	 außerdem	 im	 Rahmen	 der	 Ab‐
schlussprüfung	durch	den	Wirtschaftsprüfer	zu	beurteilen,	ob	der	Vorstand	die	ihm	
nach	§	91	Abs.	2	AktG	obliegenden	Maßnahmen	in	einer	geeigneten	Form	getroffen	
hat	und	ob	das	danach	einzurichtende	Überwachungssystem	seine	Aufgaben	erfüllen	
kann.	Nach	§	289	Abs.	2	HGB	ist	im	Lagebericht	auch	auf	die	Risikomanagementziele	
und	‐methoden	der	Gesellschaft	einschließlich	ihrer	Methoden	zur	Absicherung	aller	
wichtigen	 Arten	 von	 Transaktionen,	 die	 im	 Rahmen	 der	 Bilanzierung	 von	 Siche‐
rungsgeschäften	erfasst	werden,	einzugehen.	

Für	die	Mitglieder	des	Aufsichtsrates	gilt	 gem.	 §	116	S.	1	AktG	 für	die	 Sorgfalts‐
pflicht	und	Verantwortlichkeit	§	93	AktG	mit	Ausnahme	des	Abs.	2	S.	3	sinngemäß.	

Eine	den	§§	76,	93	AktG	vergleichbare	Norm	findet	sich	 für	den	Geschäftsführer	
einer	GmbH	in	§	43	Abs.	1	GmbHG.33	Die	Geschäftsführer	haben	danach	in	den	Ange‐
legenheiten	der	Gesellschaft	die	Sorgfalt	eines	ordentlichen	Geschäftsmannes	anzu‐
wenden.		

Als	 zentrale	 Vorschrift	 der	 Criminal	 Compliance	 kann	 §	130	 OWiG	 bezeichnet	
werden.34	Gem.	 §	130	Abs.	1	OWiG	handelt	 ordnungswidrig,	wer	 als	 Inhaber	 eines	
Betriebes	oder	Unternehmens	vorsätzlich	oder	 fahrlässig	die	Aufsichtsmaßnahmen	
unterlässt,	 die	 erforderlich	 sind,	 um	 in	 dem	 Betrieb	 oder	 Unternehmen	 Zuwider‐
handlungen	gegen	Pflichten	zu	verhindern,	die	den	 Inhaber	 treffen	und	deren	Ver‐
letzung	mit	 Strafe	 oder	 Geldbuße	 bedroht	 ist,	 wenn	 eine	 solche	 Zuwiderhandlung	
begangen	wird,	 die	 durch	 gehörige	 Aufsicht	 verhindert	 oder	wesentlich	 erschwert	
worden	wäre.	Der	Haftung	der	Aufsichtspflichtigen	im	Unternehmen	nach	§§	130,	9	
OWiG	und	der	Haftung	des	Unternehmens	für	den	Fall	eines	zurechenbaren	Fehlver‐
haltens	seiner	Aufsichtspflichtigen	nach	§§	30,	130,	9	OWiG	 lässt	sich	mittelbar	die	
Verpflichtung	zur	Einrichtung	eines	Compliance‐Programms	und	einer	Compliance‐
Organisation	entnehmen.35		

Weitere	 Rechtsgrundlagen	 finden	 sich	 in	 den	 §	25a	 KWG,	 §	23	 VAG	 und	 §	33	
WpHG.	Gem.	§	25a	Abs.	1	KWG	muss	das	Kreditinstitut	über	eine	ordnungsgemäße	
Geschäftsorganisation	verfügen,	die	die	Einhaltung	der	vom	Kreditinstitut	zu	beach‐
tenden	gesetzlichen	Bestimmungen	und	der	betriebswirtschaftlichen	Notwendigkei‐
ten	gewährleistet.	Weiterhin	ist	normiert,	dass	die	Geschäftsleiter	für	die	ordnungs‐
gemäße	 Geschäftsorganisation	 des	 Kreditinstituts	 verantwortlich	 sind	 und	 die	 er‐
forderlichen	Maßnahmen	für	die	Ausarbeitung	der	entsprechenden	institutsinternen	
Vorgaben	 zu	 ergreifen	 haben,	 sofern	 nicht	 das	 Verwaltungs‐	 oder	 Aufsichtsorgan	
entscheidet.	Explizit	muss	die	ordnungsgemäße	Geschäftsorganisation	ein	angemes‐
senes	und	wirksames	Risikomanagement	umfassen,	auf	dessen	Basis	ein	Institut	die	
Risikotragfähigkeit	laufend	sicherzustellen	hat.		

Gleiches	gilt	für	Versicherungsunternehmen	nach	§	23	VAG.	Die	Geschäftsorgani‐
sation	 von	 Versicherungsunternehmen	muss	 nach	 §	23	 Abs.	1	 VAG	 auf	 die	 Einhal‐
tung	der	von	den	Versicherungsunternehmen	zu	beachtenden	Gesetze,	Verordnun‐
gen	 und	 aufsichtsbehördlichen	 Anforderungen	 achten.	 Die	 Geschäftsorganisation	
________________	
31	 Hauschka/Moosmayer/Lösler,	Corporate	Compliance,	§	1	Rz.	29;	Moosmayer,	Compliance,	Rz.	10;	Poppe	

in	Inderst/Bannenberg/Poppe,	Compliance,	1.	Kap.	Rz.	46.	
32	 v.	27.4.1998,	BGBl.	1998	I,	786.	
33 Poppe	in	Inderst/Bannenberg/Poppe,	Compliance,	1.	Kap.	Rz.	33.	
34 Poppe	in	Inderst/Bannenberg/Poppe,	Compliance,	1.	Kap.	Rz.	45.	
35	 Moosmayer,	Compliance,	Rz.	10.	
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muss	wirksam	und	ordnungsgemäß	sein	und	der	Art,	dem	Umfang	und	der	Komple‐
xität	 ihrer	Tätigkeiten	angemessen	sein.	Nach	Abs.	2	muss	der	Vorstand	dafür	 sor‐
gen,	dass	die	Geschäftsorganisation	regelmäßig	intern	überprüft	wird.	Die	Versiche‐
rungsunternehmen	 müssen	 nach	 Abs.	3	 schriftliche	 interne	 Leitlinien	 aufstellen,	
welche	Vorgaben	zum	Risikomanagement,	 zum	 internen	Kontrollsystem,	zur	 inter‐
nen	Revision	und	zur	Ausgliederung	von	Funktionen	und	Tätigkeiten	enthalten.	Die	
Versicherungsunternehmen	haben	 einen	Prozess	 vorzusehen,	 der	 es	 den	Mitarbei‐
tern	unter	Wahrung	der	Vertraulichkeit	 ihrer	Identität	ermöglicht,	potenzielle	oder	
tatsächliche	 Verstöße	 sowie	 etwaige	 strafbare	 Handlungen	 innerhalb	 des	 Unter‐
nehmens	an	eine	geeignete	Stelle	zu	melden.	

Nach	§	33	Abs.	1	WpHG36	muss	ein	Wertpapierdienstleistungsunternehmen	eine	
wirksame	Compliance‐Funktion	einrichten.		

Anzumerken	ist	 jedoch,	dass	eine	Anwendung	dieser	aufsichtsrechtlichen	Anfor‐
derungen	auf	Wirtschaftsbereiche,	die	nicht	der	Aufsicht	unterliegen,	 im	Wege	der	
Analogie	nicht	 in	Betracht	kommt.	Nach	der	heutigen	Gesetzeslage	 trägt	die	Unter‐
nehmensleitung	 die	 Verantwortung	 für	 die	 Einreichung	 eines	 Compliance‐Systems	
im	Rahmen	 ihrer	 Leitungsaufgabe.	 Die	 vorgenannten	 Vorschriften	 verpflichten	 die	
Unternehmensleitung	jedoch	nicht	zu	konkreten	Compliance‐Maßnahmen.		

2. Deutscher Corporate Governance Kodex (DCGK) 

Der	 Deutsche	 Corporate	 Governance	 Kodex	 (DCGK)	 stellt	 wesentliche	 gesetzliche	
Vorschriften	 zur	Leitung	und	Überwachung	deutscher	börsennotierter	Gesellschaf‐
ten	dar.	In	Form	von	Empfehlungen	und	Anregungen	enthält	er	international	und	na‐
tional	 anerkannte	 Standards	 guter	 und	 verantwortungsvoller	 Unternehmensfüh‐
rung.	 Der	 Kodex	 ist	 Ausdruck	 einer	 Selbstverpflichtung	 der	 Wirtschaft	 zu	 guter	
Corporate	Governance.	Eine	Überprüfung	findet	nicht	nur	innerhalb	der	Kommission	
statt,	 sondern	 im	Dialog	mit	den	Unternehmen	und	 ihren	Stakeholdern,	der	Politik	
und	der	Öffentlichkeit.	

Ziff.	4.1.3	DCGK	 führt	 an,	 dass	 der	Vorstand	 für	 die	 Einhaltung	der	 gesetzlichen	
Bestimmungen	und	der	unternehmensinternen	Richtlinien	zu	sorgen	und	auf	deren	
Beachtung	 durch	 die	 Konzernunternehmen	 hinzuwirken	 hat	 (Compliance).	 Nach	
Ziff.	4.1.4	 sorgt	 der	 Vorstand	 für	 ein	 angemessenes	 Risikomanagement	 und	 Risi‐
kocontrolling	im	Unternehmen.		

Jedoch	enthält	der	Deutsche	Corporate	Governance	Kodex	keine	konkreten	Vor‐
gaben	oder	Empfehlungen	zu	Art	und	Umfang	der	Compliance.	Nach	der	derzeitigen	
Gesetzeslage	hängt	einzig	und	allein	vom	Risikoprofil	ab,	welches	sich	nach	dem	Ge‐
schäftszweig	 und	 dem	 Unternehmensgegenstand,	 Größe	 und	 Komplexität	 des	 Un‐
ternehmens	 und	 der	 Unternehmensstruktur	 bestimmt,	 wie	 das	 Compliance‐Pro‐
gramm	und	die	Compliance‐Organisation	aufgestellt	werden.	

3.  Rechtsgrundlage der Compliance für nachgeordnete 
Konzernunternehmen 

Umstritten	 ist,	woraus	sich	die	Rechtsgrundlage	 für	Compliance	 für	nachgeordnete	
Konzernunternehmen	ergibt.		

________________	
36 Poppe in	Inderst/Bannenberg/Poppe,	Compliance,	1.	Kap.	Rz.	43,	44.	
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Der	Deutsche	Corporate	Governance	Kodex	hält	 in	 Ziff.	 4.1.3	 fest,	 dass	der	Vor‐
stand	auf	die	Beachtung	der	gesetzlichen	Bestimmungen	und	der	unternehmensin‐
ternen	Richtlinien	durch	die	Konzernunternehmen	hinwirkt.	Mithin	geht	der	Deut‐
sche	Corporate	Governance	Kodex	davon	aus,	dass	sich	die	Compliance	auch	auf	die	
nachgeordneten	Konzernunternehmen	erstreckt.		

Nach	 ständiger	 Rechtsprechung	 des	 Europäischen	 Gerichtshofs	werden	Mutter‐	
und	Tochtergesellschaft	als	wirtschaftliche	Einheit	betrachtet,	wenn	die	Mutter	ent‐
scheidenden	Einfluss	auf	die	Geschäftsaktivitäten	der	Tochter	ausübt.37	Der	Fall	Ak‐
zo	Nobel	betrifft	die	Haftung	einer	Muttergesellschaft	 für	die	von	 ihren	Tochterge‐
sellschaften	begangenen	Zuwiderhandlungen	gegen	die	Wettbewerbsregeln.		

Allgemein	wird	angenommen,	dass	die	Geschäftsleitung	der	Obergesellschaft	 im	
Rahmen	 ihrer	 Geschäftsleitungsverantwortung	 (§§	76,	 93	Abs.	1	 AktG,	 43	 GmbHG)	
Kontrollpflichten	im	Konzern	wahrzunehmen	hat.		

II.  Rechtsgrundlagen in den USA 

Für	die	Frage	der	Rechtsgrundlage	reicht	es	nicht	aus,	seinen	Blick	nur	auf	die	deut‐
sche	Gesetzgebung	zu	richten.	Als	Folge	der	Globalisierung	der	Wirtschaft	ist	es	er‐
forderlich,	die	Rechtsgrundlagen	anderer	Staaten	zu	betrachten.		

In	den	USA	gibt	es	als	Reaktion	auf	die	umfangreichen	Ermittlungsverfahren	des	
US‐Justizministeriums	 und	 der	 US‐Börsenaufsicht	 SEC	wegen	 Bilanzskandalen	 von	
Unternehmen	wie	Enron,	Worldcom	und	Tyco	eine	lange	und	geübte	Praxis,	Compli‐
ance‐Programme	bei	der	Sanktionierung	von	Unternehmen	zu	berücksichtigen.38		

Von	maßgeblicher	Bedeutung	sind	der	1977	eingeführte	 „Foreign	Corrupt	Prac‐
tices	Act“,	die	US	„Sentencing	Guidelines“	aus	1991,	verschärft	 in	2004,	die	 „OECD‐
Anti‐Bribery‐Convention“	von	1997	und	der	„Sarbanes‐Oxley	Act“	aus	2002.	

Die	 Bedeutung	 der	 Implementierung	 eines	 Compliance‐Programms	 ergibt	 sich	
daraus,	 dass	 die	 vorgenannten	Bestimmungen	 nach	US‐Recht	 nicht	 nur	 auf	 in	 den	
USA	niedergelassene	oder	börsennotierte	Unternehmen	Anwendung	finden.	Die	USA	
können	die	Jurisdiktion	auch	für	sich	beanspruchen,	wenn	eine	Tathandlung	auf	dem	
Territorium	der	USA	erfolgt	 ist.	Es	 ist	z.	B.	ausreichend	für	die	Anwendung	der	US‐
Jurisdiktion	 in	Strafsachen	auf	deutsche	Unternehmen,	wenn	ein	Geldtransfer	über	
ein	 Konto	 in	 den	USA	 oder	wenn	 E‐Mail‐Verkehr	mit	 Empfängern,	 die	 sich	 in	 den	
USA	aufhalten,	erfolgt.39		

Die	rechtlichen	Rahmenbedingungen	in	den	USA	sind	schwerpunktmäßig	auf	die	
Bekämpfung	von	Korruptionsdelikten	ausgerichtet.		

Der	Foreign	Corrupt	Practices	Act	(FCPA)	von	1977	ist	ein	Bundesgesetz	der	USA,	
welches	Zahlungen	und	Wertgeschenke	an	ausländische	 staatliche	Amtsträger	ver‐
bietet,	 soweit	diese	den	Zweck	verfolgen,	den	Zuschlag	 für	ein	Geschäft	zu	bekom‐
men	oder	 eine	Geschäftsbeziehung	 aufrechtzuerhalten.	Das	Gesetz	 stellt	 die	Beste‐
chung	ausländischer	Amtsträger	unter	Strafe.	Darüber	hinaus	verpflichtet	das	Gesetz	
alle	 in	 den	 USA	 börsennotierten	 Unternehmen	 dazu,	 eine	 Buchführung	 vorzuneh‐
men,	die	auf	die	Antikorruptionsregeln	des	FCPA	abgestimmt	ist.	

________________	
37	 EuGH	v.	10.9.2009‐C‐97/08,	EUZW	2009,	816,	820	(AkzoNobel).	
38	 Moosmayer,	Compliance,	Rz.	17.	
39	 Moosmayer,	Compliance,	Rz.	17.	
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Die	 1991	 in	 Kraft	 getretenen	 und	 2004	 wesentlich	 überarbeiteten	 Sentences		
Guidelines	stellen	die	wesentlichen	Elemente	eines	wirkungsvollen	Compliance	Pro‐
gramms	dar.	Sie	bieten	Unternehmen	eine	Anleitung	zur	Schaffung	effektiver	Com‐
pliance	Strukturen.	Die	Sentences	Guidelines	beinhalten	Strafzumessungsvorschrif‐
ten.	Strafverfolgungsbehörden	können	das	Strafmaß	erheblich	reduzieren,	wenn	das	
Unternehmen	ein	effektives	Compliance	Programm	nach	den	Regeln	der	Sentences	
Guidelines	vorweisen	kann.	Umgekehrt	kann	die	Strafverfolgungsbehörde	das	Feh‐
len	eines	solchen	Programms	als	strafschärfenden	Umstand	bei	der	Verhängung	von	
Strafen	gegen	das	Unternehmen	berücksichtigen.		

Bei	der	OECD	Anti‐Bribery	Convention	handelt	es	sich	um	ein	internationales	Ab‐
kommen,	das	die	Vertragsstaaten	verpflichtet,	die	Bestechung	ausländischer	Amts‐
träger	unter	Strafe	zu	stellen.	Die	Konvention	wurde	am	17.	Dezember	1997	zur	Un‐
terzeichnung	aufgelegt.	

Der	Sarbanes‐Oxley	Act	aus	2002	wurde	als	Reaktion	auf	die	Bilanzskandale	von	
Unternehmen	wie	Enron	oder	Worldcom	als	US‐Bundesgesetz	verabschiedet.	Es	soll	
die	Verlässlichkeit	der	Berichterstattung	von	Unternehmen,	die	den	öffentlichen	Ka‐
pitalmarkt	der	USA	in	Anspruch	nehmen,	verbessern.	Nach	Section	404	muss	 jeder	
Jahresbericht	 eine	 Beurteilung	 der	Wirksamkeit	 des	 internen	 Kontrollsystems	 für	
die	Rechnungslegung	 durch	die	Geschäftsleitung	des	Unternehmens	und	 ein	Urteil	
des	 Wirtschaftsprüfers	 enthalten.	 Dabei	 umfasst	 ein	 internes	 Kontrollsystem	 alle	
Maßnahmen,	welche	die	Qualität	der	mit	der	Rechnungslegung	erstellten	Quartals‐	
und	Jahresabschlüsse	sicherstellen	sollen.		

Die	Bedeutung	eines	Compliance	Programms	ergibt	sich	 für	deutsche	Unterneh‐
men,	die	mit	US‐Bundesbehörden	Geschäfte	 tätigen,	 aus	der	Forderung	der	US	Fe‐
deral	Acquisition	Regulation	(FAR)	nach	einem	Compliance	Programm	im	Sinne	der	
US	Sentencing	Guidelines.40		

________________	
40	 Moosmayer,	Compliance,	Rz.	28.	
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Die	 gesetzliche	 Verpflichtung	 zur	 Implementierung	 eines	 Compliance	 Systems	 ist	
umstritten.	 Teilweise	wird	 in	 den	 im	Aktiengesetz,	 GmbH‐Gesetz,	 OWiG	 u.	a.	 ange‐
führten	Normen	eine	Rechtspflicht	zur	Implementierung	eines	Compliance	Systems	
gesehen.41	Andere	Vertreter42	sehen,	dass	die	Gesetzesgrundlagen	die	Implementie‐
rung	eines	Compliance	Systems	ins	Ermessen	der	Unternehmen	stellen.		

Einige	der	in	Kapitel	1	C.	I.43	angeführten	Rechtsgrundlagen	beschränken	sich	auf	
bestimmte	Branchen.	So	verpflichtet	§	23	VAG	Versicherungsunternehmen	eine	Ge‐
schäftsorganisation	vorzuhalten,	die	auf	die	Einhaltung	der	von	den	Versicherungs‐
unternehmen	 zu	 beachtenden	 Gesetze,	 Verordnungen	 und	 aufsichtsbehördlichen	
Anforderungen	ausgerichtet	ist.	§	33	WpHG	verpflichtet	Wertpapierdienstleistungs‐
unternehmen,	 eine	 dauerhafte	 und	 wirksame	 Compliance‐Funktion	 einzurichten.	
Nach	§	93	AktG	haben	die	Vorstandsmitglieder	einer	Aktiengesellschaft	bei	ihrer	Ge‐
schäftsführung	die	Sorgfalt	eines	ordentlichen	und	gewissenhaften	Geschäftsleiters	
anzuwenden.	

Neben	 diesen	 branchen‐	 bzw.	 tätigkeitsspezifischen	 Vorschriften	 gibt	 es	 allge‐
meine	Grundlagen.	§	12	Abs.	1	AGG	erstreckt	die	Verpflichtung,	erforderliche	Maß‐
nahmen	zum	Schutz	vor	Benachteiligungen	wegen	der	in	§	1	AGG	genannten	Gründe	
zu	treffen,	auf	den	Arbeitgeber	im	Allgemeinen.		

Unabhängig	 von	 der	 Auslegung	 dieser	 Vorschriften	 besteht	 Einigkeit	 darüber,	
dass	aus	den	nachfolgend	angeführten	Gründen	für	alle	Unternehmen	eine	Notwen‐
digkeit	besteht,	zumutbare	und	angemessene	Maßnahmen	zu	ergreifen,	um	drohen‐
de	Schäden	für	das	Unternehmen	frühzeitig	zu	erkennen	und	diese	abzuwenden.	Die	
nachfolgend	 angeführten	Haftungsrisiken	 für	 das	Unternehmen	 und	 die	Unterneh‐
mensleitung	empfehlen	von	sich	aus	die	 Implementierung	eines	CMS,	auch	 für	sog.	
KMU.44		

A.  Verlust des Ansehens in der Öffentlichkeit und 
Reputationsschaden 

I.  Medienberichterstattung 

Die	Implementierung	eines	CMS	ist	 in	Folge	zahlreicher	medienträchtiger	Strafpro‐
zesse,	u.	a.	Siemens,	HSH	Nordbank	und	Mannesmann,	in	den	Blickpunkt	der	Öffent‐
lichkeit	 gelangt.	Die	Vorwürfe	erstrecken	 sich	oftmals	 auf	die	Korruption	bzw.	Un‐
treue	 durch	 Prämienzahlungen	 gegen	 einzelne	Mitglieder	 des	 Vorstandes	 und	 des	
Aufsichtsrates,	 u.	a.	 begünstigt	 durch	 ein	 in	 der	 Praxis	 nicht	 etabliertes	 bzw.	 nicht	
funktionierendes	CMS.	Die	 Strafprozesse	wurden	 in	den	Medien	ausführlich	darge‐
stellt	und	erläutert.		

Auf	die	gleiche	Art	und	Weise	wird	seit	2015	in	den	Medien	über	die	sog.	Diesel‐
Affäre	des	Automobilkonzerns	VW	berichtet.	Der	Berichterstattung	zur	Folge	sollen	
einzelne	Vorstandsmitglieder	schon	vor	September	2015	über	die	Abgasmanipulati‐

________________	
41 Schorn	in	Hauschka/Moosmayer/Lösler,	Corporate	Compliance,	§	13	Rz.	3.	
42 Kort,	NZG	2008,	81,	(85);	Hauschka,	ZIP	2004,	877.	
43	 Siehe	Rz.	39	ff.	
44	 Zu	den	Haftungsrisiken	vgl.	Moosmayer,	Compliance,	Rz.	39	ff.	und	Poppe	in	Inderst/Bannenberg/Poppe,	

Compliance	1.	Kap.	Rz.	21	ff.		
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onen	 informiert	 gewesen	 sein.	 Auch	 in	 diesem	Fall	 ist	 die	 Verletzung	 von	 Compli‐
ance‐Regeln	aufgefallen.	

Die	 FAZ	 berichtet	 am	 20.2.2018,	 dass	 der	 Industriedienstleister	 Bilfinger	 Scha‐
denersatz	von	früheren	Vorständen	verlangt.	Konkret	werfe	der	Konzern	den	frühe‐
ren	Managern	 „Pflichtverletzungen	 bei	 der	 Implementierung	 eines	 ordnungsgemä‐
ßen	Compliance‐Management‐Systems“	vor.	Die	FAZ	titelt	medienwirksam	„Bilfinger	
fordert	 Schadenersatz	 von	 Roland	 Koch“.	 Gemeint	 ist	 damit	 der	 frühere	 hessische	
Ministerpräsident	Roland	Koch.	Die	Berichterstattung	ist	seinem	Ansehen	abträglich.	
Hinzu	kommen	ggf.	Schadensersatzverpflichtungen	oder	Rechtsverfolgungskosten.	

II.  Verlust des Ansehens in der Bevölkerung 

Die	Bevölkerung	kommt	nicht	 umhin,	 diese	Prozesse	wahrzunehmen.	Damit	 leidet	
das	Ansehen	der	Unternehmen	 in	der	Bevölkerung.	Das	 führt	 zu	Umsatzeinbußen.	
Eine	Umfrage	von	Transparency	 International	hat	 ergeben,	dass	die	Hälfte	der	Be‐
fragten	bereit	ist,	mehr	Geld	für	ein	Produkt	von	einem	„corruption‐free“	Unterneh‐
men	auszugeben.45		

III.  Verlust des Ansehens bei Geschäftspartnern 

Denselben	Reputationsschaden	erleidet	ein	Unternehmen	bei	seinen	Geschäftspart‐
nern.	Ebenso	wie	Privatpersonen	achten	auch	Geschäftspartner	darauf,	mit	welchem	
Unternehmen	 sie	 in	 Geschäftsbeziehung	 stehen.	 Dies	 betrifft	 Lieferanten	 und	 Ab‐
nehmer	gleichermaßen.	Auf	Grund	der	Bedeutung	der	Compliance	in	der	Öffentlich‐
keit	verlangen	immer	mehr	Unternehmen	von	ihren	Geschäftspartnern	bei	Vergaben	
und	Ausschreibungen	eine	Verpflichtungserklärung,	ein	 funktionierendes	CMS	vor‐
zuweisen.46	Hierbei	 geht	 es	 längst	 nicht	 nur	 um	Maßnahmen	 zur	Vermeidung	 von	
Korruption.	In	der	Verpflichtungserklärung	werden	zugleich	Regelungen	über	Sank‐
tionen	bei	Verletzung	der	Verpflichtungserklärung	getroffen,	wie	z.	B.	der	Ausschluss	
von	 der	 Auftragsvergabe.47	 Kann	 ein	 Unternehmen	 in	 diesen	 Fällen	 keine	 Compli‐
ance‐Regeln	vorweisen,	führt	dies	zum	Ausschluss	vom	Ausschreibungsverfahren.		

IV.  Sinkende Investitionsbereitschaft 

Der	Verlust	des	Ansehens	bei	den	Geschäftspartnern	führt	zu	einem	Verlust	der	In‐
vestitionsbereitschaft	der	Geschäftspartner	als	auch	von	institutionellen	Anlegern.		

________________	
45	 Fissenewert,	Kap.	2	Rz.	18.	
46 Schorn	in	Hauschka/Moosmayer/Lösler,	Corporate	Compliance,	§	13	Rz.	8.	
47	 Fissenewert,	Kap.	2	Rz.	21.	
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V.  Sinkende Kreditwürdigkeit 

Die	Kreditwürdigkeit	des	Unternehmens	bei	Banken	sinkt	in	Folge	der	Berichterstat‐
tung	 über	 das	 „non‐compliante“	 Verhalten	 der	Mitarbeiter	 des	 Unternehmens.	 Die	
Banken	 sind	 verunsichert,	welche	 finanziellen	Folgen	 sich	 aus	den	Regelverstößen	
ergeben.	

VI.  Einfluss auf die Bewertung durch Indizes 

Die	Berichterstattung	hat	unmittelbaren	Einfluss	 auf	die	Bewertung	von	Analysten	
der	verschiedenen	Banken	als	auch	auf	die	Bewertung	bei	Börsen‐Indizes.	Für	bör‐
sennotierte	 Unternehmen	 ist	 die	 Bewertung	 durch	 die	 Börsen‐Indizes	 von	 großer	
Bedeutung,	 so	 treffen	doch	große	 institutionelle	Anleger,	wie	z.	B.	Fondgesellschaf‐
ten,	Investitionsentscheidungen	an	Hand	der	Bewertung	durch	die	Börsen‐Indizes.		

Wer	zu	den	börsennotierten	Unternehmen	gehört	oder	dazu	aufsteigen	möchte,	
wird	von	der	Öffentlichkeit	 stets	mehr	wahrgenommen	als	ein	kleines	oder	mittel‐
ständisches	Unternehmen.	Der	Deutsche	Corporate	Governance	Kodex	hat	für	solche	
Unternehmen	Regeln	für	eine	gute	Unternehmensführung	aufgestellt,	um	der	erhöh‐
ten	Aufmerksamkeit	gerecht	zu	werden.		

VII.  Ausschluss von öffentlichen Vergabeverfahren 

Als	weitere	negative	wirtschaftliche	Folge	ist	der	Ausschluss	von	öffentlichen	Verga‐
beverfahren	für	unzuverlässige	Unternehmen	zu	nennen.	Der	Ausschluss	von	öffent‐
lichen	 Ausschreibungen	 kann	 zur	 Bedrohung	 der	 Existenz	 des	Unternehmens	 füh‐
ren.48	 Öffentliche	 Auftraggeber	 sind	 verpflichtet,	 bei	 der	 Vergabe	 von	 öffentlichen	
Aufträgen	 Einblick	 in	 das	 sog.	 Korruptionsregister	 zu	 nehmen.	 Der	wirtschaftliche	
Vorteil	 der	 Rechtstreue	 liegt	 darin,	 dass	 das	 Unternehmen	 bei	 Vergabeverfahren	
nicht	von	vornherein	ausgeschlossen	wird.49		

VIII.  Scheitern der Rekrutierung von qualifizierten 
Mitarbeitern 

Als	 zunächst	 immaterieller	 Schaden	 ist	 zu	 verzeichnen,	 dass	 Unternehmen,	 die	 in	
Folge	von	Korruptionsstrafverfahren	gegen	einzelne	Mitglieder	des	Vorstandes	und	
des	 Aufsichtsrates	 im	 Fokus	 der	 Öffentlichkeit	 stehen,	 Schwierigkeiten	 haben,	 gut	
ausgebildete	Mitarbeiter	zu	rekrutieren.	Diese	entscheiden	sich	schon	vorab	für	ein	
Unternehmen,	das	sich	durch	die	Implementierung	eines	CMS	auszeichnet	und	damit	
für	 eine	Rechtstreue	entscheidet.	Qualifizierte	Mitarbeiter	verlassen	das	Unterneh‐
men	 und	 suchen	 nach	 einer	 Anstellung	 in	 einem	 Unternehmen,	 das	 sich	 durch	

________________	
48	 Details	vgl.	Rz.	1451	ff.	
49 Schorn	in	Hauschka/Moosmayer/Lösler,	Corporate	Compliance,	§	13	Rz.	8.	
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Rechtstreue	 auszeichnet	 und	 über	 welches	 nicht	 negativ	 in	 den	 Medien	 berichtet	
wird.		

IX.  Sinkende Motivation der Mitarbeiter 

Festzustellen	 ist	 auch,	 dass	 die	 Motivation	 von	 Mitarbeitern	 eines	 Unternehmens	
sinkt,	wenn	das	Unternehmen	in	Folge	einer	Verletzung	von	Strafvorschriften	im	Fo‐
kus	der	Medien	steht.	Besonders	störend	in	diesem	Zusammenhang	ist	es,	wenn	die	
Mitarbeiter	sowohl	im	beruflichen	als	auch	im	privaten	Umfeld	Erklärungen	zu	den	
in	 den	Medien	dargestellten	 Compliance‐Verstößen	 abgeben	 sollen.	 Auf	Grund	der	
schlechten	 Vorbildfunktion	 der	 Unternehmensleitung	 neigen	 die	Mitarbeiter	 dazu,	
Zweifel	 an	dem	Sinn	des	 eigenen	 rechtstreuen	Verhaltens	 zu	hegen.	Auch	geht	die	
Loyalität	zum	Unternehmen	verloren.			

X.  Resümee – Compliance als Wertschöpfung  

Die	Notwendigkeit	der	Implementierung	eines	CMS	erklärt	sich	bereits	aus	dem	An‐
sehen	des	Unternehmens	in	der	Öffentlichkeit.	Unternehmen,	die	sich	nicht	mit	dem	
Thema	Tax	CMS	befassen,	riskieren,	dass	sie	 in	der	Öffentlichkeit	durch	Ablehnung	
bestraft	 werden.	 Die	 Einrichtung	 eines	 Tax	 CMS	 schützt	 nicht	 nur	 vor	 rechtlicher	
Verfolgung,	 sondern	 führt	 auch	 zur	 Wertschöpfung.	 Eine	 an	 Rechtstreue	 und	 an	
Werten	orientierte	Führung	des	Unternehmens	bringt	unmittelbare	wirtschaftliche	
Vorteile.		

B.  Bußgelder gegen Unternehmen und Einziehung 
von Taterträgen 

I.  Geldbuße nach § 30 OWiG 

Die	 Notwendigkeit	 der	 Implementierung	 eines	 Tax	 CMS	 erklärt	 sich	 auch	 aus	 der	
bußgeldrechtlichen	 Haftung	 des	 Unternehmens	 nach	 §	30	 OWiG.	 Nach	 dieser	 Vor‐
schrift	 kann	 gegen	 juristische	 Personen	 und	 Personenvereinigungen	 selbst	 eine	
Geldbuße	verhängt	werden,	obwohl	diese	nur	durch	ihre	Vertreter	und	Organe	han‐
deln	können.	Der	Verantwortliche	muss	in	dieser	Eigenschaft	als	Organ	eine	Straftat	
oder	Ordnungswidrigkeit	begangen	haben.	Die	Tat	muss	rechtswidrig	und	vorwerf‐
bar	begangen	worden	sein.	Als	Pflichtverletzungen	kommen	nur	solche	in	Betracht,	
die	betriebsbezogen	sind.	Hierzu	zählen	die	sich	aus	den	Steuergesetzen	ergebenden	
steuerlichen	Pflichten,	aber	auch	die	sich	aus	§	130	OWiG	ergebende	Aufsichtspflicht.	
Die	 Aufsichtspflichtverletzung	 i.	S.	v.	 §	130	 OWiG	 stellt	 eine	 betriebsbezogene	 Ord‐
nungswidrigkeit	i.	S.	v.	§	30	OWiG	dar,	wodurch	der	Durchgriff	auf	das	Unternehmen	
ermöglicht	wird.	

Die	Höhe	der	Geldbuße	ist	in	§	30	Abs.	2	OWiG	normiert.	Die	Geldbuße	beträgt	im	
Falle	einer	vorsätzlichen	Straftat	bis	zu	zehn	Millionen	EUR,	im	Falle	einer	fahrlässi‐
gen	Straftat	bis	zu	fünf	Millionen	EUR.	Das	Höchstmaß	der	Geldbuße	bestimmt	sich	
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nach	dem	für	die	Ordnungswidrigkeit	angedrohten	Höchstmaß	der	Geldbuße,	wenn	
eine	Ordnungswidrigkeit	Anknüpfungstat	ist.		

Die	Höhe	der	Geldbuße	wurde	durch	Artikel	4	–	Achtes	Gesetz	zur	Änderung	des	
Gesetzes	 gegen	Wettbewerbsbeschränkungen	 (8.	 GWB‐ÄndG)	 vom	26.6.201350	 ge‐
ändert.	 Die	 Geldbußen	 wurden	 verzehnfacht.	 Diese	 Verschärfung	 von	 §	30	 OWiG	
zeigt	eindrucksvoll	die	Bedeutung	der	Implementierung	eines	Tax	CMS	auf.	 

II.  Einziehung von Taterträgen nach §§ 73 bis 73e StGB 
bzw. § 29a OWiG 

Auch	 wenn	 die	 gesetzliche	 Verpflichtung	 zur	 Implementierung	 eines	 Compliance‐
Management‐Systems	 umstritten	 ist51,	 kann	 sich	 die	 Notwendigkeit	 aus	 der	 Mög‐
lichkeit	der	Einziehung	ergeben.	Auf	Anordnung	des	Gerichts	oder	der	Finanzbehör‐
de	können	die	aus	der	Tat	erlangten	rechtswidrigen	Vermögensvorteile	und	Gewin‐
ne	 nach	 den	 §§	73	 bis	 73e	 StGB	 oder	 §	29a	 OWiG	 abgeschöpft	 werden.	 Über	 §	74	
StGB	bzw.	§	375	Abs.	2	AO	können	Gegenstände	(Tatprodukte,	Tatmittel	und	Bezie‐
hungsgegenstände)	eingezogen	werden.	

Die	Regelungen	zur	Einziehung	verfolgen	den	Zweck,	dem	Unternehmen	keine	
Vorteile	 zu	belassen,	 die	durch	eine	 rechtswidrige	Tat	oder	durch	eine	mit	Geld‐
buße	bedrohten	Handlung	erlangt	wurden	oder	mit	diesen	Handlungen	 in	Bezie‐
hung	stehen.	Es	können	wirtschaftliche	Vorteile	unabhängig	von	der	tatsächlichen	
Höhe	 des	 eigenen	 tatsächlichen	 Steuervorteils	 eingezogen	 werden.	 Eine	 entste‐
hende	 Doppelbelastung	 soll	 dadurch	 vermieden	 werden,	 dass	 der	 abgeschöpfte	
Betrag	als	Werbungskosten	oder	Betriebsausgaben	im	Besteuerungsverfahren	gel‐
tend	gemacht	werden	könne52,	ggf.	unter	Berücksichtigung	von	steuerlichen	Bilan‐
zierungsregeln	oder	dem	Abflussprinzip	erst	in	einem	späteren	Veranlagungszeit‐
raum.	Die	tatsächlich	zu	erlangende	Kompensation	ist	daher	ungewiss.	Über	§	29a	
OWiG	ist	auch	eine	Abschöpfung	eines	Zinsvorteils	bei	verspäteter	Steuerzahlung	
möglich.53		

Anders	als	§	73	Abs.	2,	3	StGB	enthält	§	29a	Abs.	2	OWiG	keine	Regelung	zur	Ab‐
schöpfung	 von	 Nutzungen	 und	 Surrogaten.	 Ebenfalls	 kommt	 eine	 Einziehung	 von	
Gegenständen	 bei	 (Steuer‐)Ordnungswidrigkeiten	 nicht	 in	 Betracht,	 da	 keine	 aus‐
drückliche	gesetzliche	Ermächtigung	vorhanden	ist	(vgl.	§	22	Abs.	1	OWiG).54	

§	73	 Abs.	2	 StGB	 sieht,	 im	 Gegensatz	 zu	 §	29a	 Abs.	2	 OWiG,	 keine	 unmittelbare	
Kausalbeziehung	zwischen	der	rechtswidrigen	Tat	und	dem	aus	dieser	oder	für	diese	
erlangten	 Etwas,	 dem	Vorteil,	 vor.	 55	 	 Z.B.	 unterliegen	Bestechungsgelder	 und	 ihre	
Surrogate	grundsätzlich	der	Einziehung.56	Damit	ist	§	73	Abs.	2	StGB	für	die	vorsätz‐
liche	Steuerhinterziehung	eine	weitergehende	Regelung,	was	für	die	Notwendigkeit	
der	Implementierung	eines	Tax	CMS	spricht.		

________________	
50	 BGBl.	2013	I,	1738.	
51	 Vgl.	Rz.	35	ff.	
52	 Vgl.	Madauß,	NZWiSt	2018,	28	(34	f.);	Maciejewski/Schumacher,	DStR	2017,	2021	(2023	ff.).	
53 Joecks	in	Joecks/Jäger/Randt,	§	377	Rz.	41;	vgl.	Rz.	1345	ff.	
54 Hilgers-Klautzsch in	Kohlmann,	§	375	AO	Rz.	39.1.	
55 Joecks	in	Joecks/Jäger/Randt,	§	377	Rz.	41.	
56	 BGH,	Urt.	v.	5.5.2004	–	5	StR	139/03.	
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